
 

 

 

Landessozialgericht 

Niedersachsen-Bremen 

 

Im Namen des Volkes 

Urteil 

L 6 AS 80/17 

S 52 AS 456/16 Sozialgericht Braunschweig 

Verkündet am: 5. Juli 2018 

Justizangestellte A. 
als Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle 

In dem Rechtsstreit 

B. 

– Kläger und Berufungskläger – 

Prozessbevollmächtigte: 

C. 

gegen 

Jobcenter Salzgitter, Widerspruchsstelle, vertreten durch den Geschäftsführer, 

Lichtenberger Straße 2 A, 38226 Salzgitter 

– Beklagter und Berufungsbeklagter – 

hat der 6. Senat des Landessozialgerichts Niedersachsen-Bremen auf die mündliche Verhand-

lung vom 5. Juli 2018 in Celle durch Richter Schulte, Richterinnen Janz und Klein sowie die 

ehrenamtliche Richterin D. und den ehrenamtlichen Richter E. für Recht erkannt: 

Auf die Berufung des Klägers werden das Urteil des Sozialgerichts Braunschweig 

vom 23. November 2016 und der Bescheid des Beklagten vom 28. Mai 2015 in der 

Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 2.  Februar 2016 aufgehoben. 

 

Der Beklagte trägt die notwendigen außergerichtlichen Kosten des Klägers aus 

beiden Rechtszügen. 

 

Die Revision wird nicht zugelassen. 
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Tatbestand 

 

Der Kläger wendet sich gegen einen Ersatzanspruch, den der Beklagte für Leistungen zur Si-

cherung des Lebensunterhalts nach dem SGB II geltend macht, die dem Kläger nach dem Ver-

lust des Arbeitsplatzes aufgrund einer Trunkenheitsfahrt gewährt worden sind. 

 

Der 1957 geborene Kläger war seit dem 2. Januar 2012 als Kraftfahrer bei der Spedition F. in 

G. beschäftigt. Am 22. August 2014 wurde sein erstes Enkelkind geboren. Am folgenden Tag, 

einem Samstag feierte der Kläger diesen Anlass und trank dabei Alkohol. Als die Zigaretten 

ausgingen, wollte er an einer Tankstelle neue besorgen. Gegen 23h wurde er mit seinem Pkw 

von einer Polizeistreife angehalten, die einen Blutalkoholgehalt von mindestens 2,30 Promille 

feststellte. Gegen ihn wurde wegen fahrlässiger Trunkenheit im Verkehr eine Geldstrafe in Höhe 

von 600 € verhängt (Strafbefehl des Amtsgerichts G. vom 30. September 2014). Die Fahrer-

laubnis wurde entzogen, der Führerschein eingezogen und die Verwaltungsbehörde angewie-

sen, dem Kläger vor Ablauf von noch 9 Monaten keine neue Fahrerlaubnis zu erteilen. Wegen 

des Entzugs der Fahrerlaubnis kündigte der Arbeitgeber das Arbeitsverhältnis. Nach Ablauf 

einer Sperrzeit wegen des Verlustes des Arbeitsplatzes (25. August bis 16. November 2014) 

erhielt der Kläger ab 17. November 2014 Arbeitslosengeld (Alg) I in Höhe von 24,73 € täglich. 

 

Am 16. September 2014 beantragte er Alg II. Mit Bescheid vom 7. Oktober 2014 in der Gestalt 

der Änderungsbescheide vom 4. November 2014 und 1. Dezember 2014 bewilligte der Beklagte 

(aufstockende) Leistungen für die Zeit vom 1. September 2014 bis 28. Februar 2015. Mit Be-

scheid vom 15. Januar 2015 übernahm er die Nachforderung aus einer Betriebs- und Heizkos-

tenabrechnung in Höhe von 66,61 €. 

 

Nach Anhörung stellte der Beklagte mit Bescheid vom 28. Mai 2015 fest, dass der Kläger zum 

Ersatz der in der Zeit vom 1. September 2014 bis 28. Februar 2015 gezahlten Leistungen in 

Höhe von 2.927,08 € verpflichtet sei und machte in dieser Höhe einen Ersatzanspruch geltend.  

Der Kläger habe die Hilfebedürftigkeit herbeigeführt, indem er durch besonders schwere Ver-

letzung der ihm im Rahmen der beruflichen Tätigkeit obliegenden Sorgfaltspflichten seinen Ar-

beitsplatz und damit das existenzsichernde Einkommen verloren habe. Er habe dabei zumin-

dest grob fahrlässig gehandelt. Er habe den Führerschein verloren, weil er alkoholisiert ein 

Fahrzeug gesteuert habe (bestätigt durch Widerspruchsbescheid vom 2. Februar 2016). 

 

Dagegen hat der Kläger am 19. Februar 2016 beim Sozialgericht (SG) Braunschweig Klage 

erhoben. 

Im Termin zur mündlichen Verhandlung am 23. November 2016 hat der Beklagte das Erstat-

tungsverlangen auf 2.598,64 € reduziert.  
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Das SG hat die Klage mit Urteil vom selben Tag abgewiesen: 

Die Trunkenheitsfahrt sei für den Kläger vorhersehbar geeignet gewesen, zum Verlust des Ar-

beitsplatzes und damit zum Eintritt von Hilfebedürftigkeit zu führen. Die schuldhafte Herbeifüh-

rung der Hilfebedürftigkeit stelle sich als sozialwidrig dar, weil sie in Bezug zu nach dem SGB 

II zu missbilligenden Verhaltensweisen stehe. 

 

Gegen das am 27. Dezember 2016 zugestellte Urteil hat der Kläger am 24. Januar 2017 Beru-

fung eingelegt: Die fristlose Kündigung sei im arbeitsgerichtlichen Verfahren zurückgenommen 

worden. Wenn eine Inhaftierung eine bloße mittelbare Folge des Verhaltens darstelle, das als 

nicht sozialwidrig gelte, gelte dieses erst recht für eine private Trunkenheitsfahrt. 

 

Der Kläger beantragt, 

das Urteil des SG Braunschweig vom 23. November 2016 und den Bescheid des Be-

klagten vom 28. Mai 2015 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 2. Februar 2016 

aufzuheben. 

 

Der Beklagte verteidigt die angefochtenen Entscheidungen und beantragt, 

die Berufung des Klägers gegen das Urteil des SG Braunschweig vom 23. November 

2016 zurückzuweisen. 

 

Der Senat hat den Kläger in der mündlichen Verhandlung am 5. Juli 2018 persönlich angehört. 

 

Wegen der Einzelheiten des Sachverhaltes und des weiteren Vorbringens der Beteiligten wird 

auf die Prozessakte verwiesen. Der Entscheidungsfindung haben die Verwaltungsakten des 

Beklagten, die Akte der Staatsanwaltschaft H. (NZS 915 Js 41870/14 VRs) sowie Kopien aus 

den Prozessakten des Arbeitsgerichts H. (1 Ca 373/14) und den Leistungsakten der Agentur 

für Arbeit I. (011-043DO17515) zugrunde gelegen. 

 

 

Entscheidungsgründe 

 

Die Berufung ist zulässig, sie erweist sich auch als begründet. Der angefochtene Bescheid des 

Beklagten ist rechtswidrig. Denn mit der Trunkenheitsfahrt, die zum Verlust des Führerscheins 

und nachgehend zum Verlust des Arbeitsplatzes führte, hat der Kläger seine Hilfebedürftigkeit 

nicht iSd § 34 Abs 1 SGB II (in der bis zum 31. Juli 2016 geltenden Fassung) herbeigeführt.  
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Nach dieser Vorschrift ist derjenige, der nach Vollendung des 18. Lebensjahres vorsätzlich oder 

grob fahrlässig die Voraussetzungen für die Gewährung von Leistungen nach diesem Buch an 

sich ohne wichtigen Grund herbeigeführt hat, zum Ersatz der deswegen gezahlten Leistungen 

verpflichtet. Der Ersatzanspruch umfasst auch die geleisteten Beiträge zur Kranken-, Renten- 

und Pflegeversicherung. Von der Geltendmachung des Ersatzanspruchs ist abzusehen, soweit 

sie eine Härte bedeuten würde. 

 

Nach der Rechtsprechung des BSG (Urteile vom 2. November 2012 - B 4 AS 39/12 R - 

BSGE 112, 135 und vom 16. April 2013 - B 14 AS 55/12 R - SozR 4-4200 § 34 Nr 2) setzt § 34 

Abs 1 SGB II als objektives Tatbestandsmerkmal ein sozialwidriges Verhalten des Erstattungs-

pflichtigen voraus: Diese ungeschriebene und eingrenzende Tatbestandsvoraussetzung ist er-

forderlich, weil es sich bei § 34 SGB II um eine Ausnahme von dem Grundsatz handelt, dass 

existenzsichernde und bedarfsabhängige Leistungen, auf die ein Rechtsanspruch besteht, re-

gelmäßig unabhängig von der Ursache der entstandenen Notlage und einem vorwerfbaren Ver-

halten in der Vergangenheit zu leisten sind. Verschuldensgesichtspunkte spielen bei der Fest-

stellung  eines Hilfebedarfs keine Rolle. Dieser Grundsatz einer verschuldensunabhängigen 

Deckung des Existenzminimums darf nicht durch eine weitreichende und nicht nur auf begrün-

dete und eng zu fassende Ausnahmefälle begrenzte Ersatzpflicht konterkariert werden.  Diesem 

Verständnis entspricht die Entstehungsgeschichte der Norm und die Rechtsprechung des 

BVerwG zu den Vorgängervorschriften im Sozialhilferecht (zB Urteil vom 24. Juni 1976 - V C 

41.74 - BVerwGE 51, 61/63: "Der Nachrang-Grundsatz gebietet die Heranziehung zum Kosten-

ersatz auch in Fällen, in denen die Hilfeleistung zugunsten von unterhaltsberechtigten Angehö-

rigen etwa wegen Arbeitsscheu oder Verschwendungssucht des Unterhaltspflichtigen notwen-

dig wird."). 

 

Entgegen den Grundsätzen des SGB II und damit "sozialwidrig" verhält sich der Betroffene, 

wenn es ihm aus eigener Kraft möglich (gewesen) wäre, die Hilfebedürftigkeit abzuwenden und 

sein Verhalten diesen Möglichkeiten zuwiderläuft. Das Tatbestandsmerkmal des "sozialwidri-

gen Verhaltens" umfasst nach der Rechtsprechung des BSG (SozR 4-4200 § 34 Nr 2 Rn 20 f) 

nur ein Verhalten, das (1) in seiner Handlungstendenz auf die Einschränkung bzw den Wegfall 

der Erwerbsfähigkeit oder der Erwerbsmöglichkeit oder (2) die Herbeiführung von Hilfebedürf-

tigkeit bzw der Leistungserbringung gerichtet war bzw hiermit in "innerem Zusammenhang" 

stand oder (3) ein spezifischer Bezug zu anderen nach den Wertungen des SGB II zu missbil-

ligenden Verhaltensweisen bestand.  Für die Annahme eines sozialwidrigen Verhaltens ist zu-

dem erforderlich, dass die Existenzgrundlage durch das maßgebliche Verhalten selbst unmit-

telbar beeinträchtigt wird oder wegfällt. 
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Das BSG hat eine Sozialwidrigkeit verneint bei Straftaten (räuberischer Diebstahl in Tateinheit 

mit vorsätzlicher Körperverletzung und versuchter Vergewaltigung - B 4 AS 39/12 R, vorsätzli-

ches Handeln mit Betäubungsmitteln - B 14 AS 55/12 R), die absehbar zu einer Inhaftierung 

und damit zum Wegfall von Erwerbsmöglichkeiten führen. Denn der Vorwurf der Sozialwidrig-

keit sei nicht in der Strafbarkeit einer Handlung, sondern darin begründet, dass der Betreffende 

- im Hinblick auf die von der Solidargemeinschaft aufzubringenden Mittel der Grundsicherung 

für Arbeitsuchende - in zu missbilligender Weise sich selbst oder die mit ihm in Bedarfsgemein-

schaft lebenden Personen in die Lage gebracht hat, Leistungen nach dem SGB II in Anspruch 

nehmen zu müssen. Dagegen sei in den entschiedenen Fällen die berufliche Existenzgrundlage 

durch das strafbare Verhalten nicht unmittelbar beeinträchtigt worden oder weggefallen.  

 

Unter Berücksichtigung dieser Grundsätze ist das Verhalten des Klägers zwar als rechtlich in 

höchstem Maße zu missbilligende Tat zu werten, nicht jedoch als sozialwidrig iSd § 34 SGB II 

einzustufen: 

 

Es liegen keinerlei Anhaltspunkte dafür vor, dass die Handlungstendenz des Klägers darauf 

gerichtet war, seine berufliche Existenzgrundlage zu vernichten und damit zu Lasten öffentlicher 

Kassen hilfebedürftig iSd SGB II zu werden. Für diese Annahme besteht kein Grund. Der Kläger 

war seit 2012 als Kraftfahrer beim selben Arbeitgeber beschäftigt und hatte dort zu Beginn des 

Jahres 2014 eine Festanstellung sowie eine Gehaltserhöhung erhalten, weil der Arbeitgeber 

mit seinen Leistungen zufrieden war.  

 

Es bestand auch kein spezifischer Bezug zu anderen nach den Wertungen des SGB II zu miss-

billigenden Verhaltensweisen. Das BSG (SozR 4-4200 § 34 Nr 2 Rn 22) hat unter Hinweis auf 

Normen im Sozialversicherungsrecht (§ 52 SGB V, §§ 103 f SGB VI, 101 SGB VII), denen die 

absichtliche Herbeiführung eines Versicherungsfalls zugrunde- und bei denen deshalb ein "so-

zialwidriges Verhalten" auf der Hand liegt, zwar auch die in § 31 SGB II aufgelisteten Tatbe-

stände als Verhalten angesehen, das dem Grundsatz der Eigenverantwortung vor Inanspruch-

nahme der Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem SGB II zuwiderläuft. Ein 

Verhalten, das Sanktionen nach §§ 31 SGB II nach sich zieht, muss aber nicht unbedingt sozi-

alwidrig sein. Vielmehr muss es in engem Zusammenhang mit dem vom Leistungsberechtigten 

geforderten Einsatz seiner Erwerbsfähigkeit bzw einer gezielten Herbeiführung der Bedürftigkeit 

stehen (BSGE 112, 135/139 Rn 20). Ansonsten wäre § 34 SGB II nicht auf eng zu fassende 

Ausnahmefälle begrenzt. Maßgeblich sind deshalb stets die Gesamtumstände des Einzelfalles 

(s auch Schellhorn in: GK-SGB II Februar 2016 § 34 Rn 10.1). Es muss ein spezifischer Bezug 

zwischen dem Verhalten selbst und dem Erfolg bestehen, um das Verhalten als „sozialwidrig“ 

bewerten zu können (BSGE 112, 135/140 Rn 21).  
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Im vorliegenden Fall ist schon fraglich, ob die Sperrzeit bei Arbeitsaufgabe (§ 159 Abs 1 Satz 2 

Nr 1 SGB III) zu Recht festgestellt worden ist und damit eine Pflichtverletzung nach § 31 Abs 2 

Nr 3 SGB II vorlag. Nicht ausreichend dafür ist, dass der Kläger aufgrund des Führerscheinver-

lustes seine Arbeitskraft nicht mehr anbieten konnte, worauf der Beklagte im Termin zur münd-

lichen Verhandlung abgestellt hat. Denn für die Bejahung der Sozialwidrigkeit müssen die Vo-

raussetzungen für eine verhaltensbedingte Kündigung vorliegen (vgl dazu BSG aaO 139 f). Ob 

der anlässlich einer privaten Trunkenheitsfahrt erfolgte Verlust der Fahrerlaubnis indes den Ein-

tritt einer Sperrzeit rechtfertig, ist streitig (Scholz in Mutschler/Schmidt–de Caluwe/Coseriu 

SGB III 6. Auflage 2017 § 159 Rn 40 mwN; Valgolio in Hauck/Noftz SGB III § 159 Rn 109). 

 

Das kann jedoch dahinstehen, denn durch die Trunkenheitsfahrt ist – entgegen der Ansicht des 

SG - die Existenzgrundlage des Klägers ebenso wenig unmittelbar weggefallen wie in den ge-

nannten vom BSG entschiedenen Fällen:  

- Die private Trunkenheitsfahrt führte zwar zum Verlust des Führerscheins, war aber nicht 

zwingend für den Verlust des Erwerbseinkommens. Denn für den handwerklich ge-

schickten Kläger waren nur Tätigkeiten als Kraftfahrer ausgeschlossen und nach der 

Rechtsprechung des BAG bedingt der Verlust der Fahrerlaubnis bei einem Kraftfahrer 

unter dem Verhältnismäßigkeitsgesichtspunkt nicht ohne weiteres die Kündigung eines 

Arbeitsverhältnisses (BAGE 86, 95/99).  

- Während der gleichwohl eingetretenen Arbeitslosigkeit hatte der Kläger infolge seiner 

Arbeitnehmertätigkeit zunächst Anspruch auf Alg I, bei der es sich um eine Versiche-

rungsleistung handelt. Die Gewährung von Leistungen nach dem SGB II - um deren 

Ersatz es in diesem Rechtsstreit geht - war erst erforderlich, als feststand, dass der 

Leistungsanspruch nach dem SGB III nicht zur Deckung des Lebensunterhalts aus-

reichte. 

Insgesamt besteht bei der Fahrt eines Berufskraftfahrers unter Alkoholeinfluss in der Freizeit 

grundsätzlich kein spezifischer Bezug zur Herbeiführung einer Hilfebedürftigkeit. Deshalb ist 

dieses Verhalten nicht als sozialwidrig iSd § 34 SGB II einzustufen. 

 

Selbst wenn man aber ein sozialwidriges Verhalten bejaht, erweisen sich die angefochtenen 

Bescheide als rechtswidrig. Denn es lässt sich jedenfalls nicht feststellen, dass der Kläger die 

Voraussetzungen für die Gewährung von Leistungen nach dem SGB II grob fahrlässig herbei-

geführt hat. Dabei muss sich die grobe Fahrlässigkeit auf die Sozialwidrigkeit des Verhaltens 

beziehen. Dieser Vorwurf liegt hier nicht in der Fahrt unter Alkoholeinfluss begründet, sondern 

darin, dass sich der Kläger - in zu missbilligender Weise - in die Lage gebracht hat, SGB II-

Leistungen in Anspruch nehmen zu müssen.  

Grob fahrlässig handelt, wer die verkehrserforderliche Sorgfalt in besonders schwerem Maße 

verletzt, mithin dasjenige nicht beachtet hat, was im gegebenen Fall jedem hätte einleuchten 
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müssen. Die Beurteilung der Sorgfaltspflicht richtet sich danach, ob gerade dem Handelnden 

ein Verschuldensvorwurf in subjektiver Hinsicht gemacht werden kann (BSG SozR 3-1300 § 45 

Nr 45 2.3 mwN). 

Nach dem im Termin zur mündlichen Verhandlung gewonnenen persönlichen Eindruck vom 

Kläger vermag sich der Senat nicht die Überzeugung zu verschaffen, dass dieser bei der Alko-

holfahrt im Hinblick auf die Sozialwidrigkeit seines Verhaltens grob fahrlässig gehandelt hat. 

Dagegen spricht, dass er ungewohnt viel Alkohol zu sich genommen hatte, sich wegen der 

Geburt seines Enkelkindes in einer besonderen emotionalen Situation befand und dass er sich 

spontan entschloss, Zigaretten zu besorgen. Darauf ist das SG bei seiner Entscheidung nicht 

eingegangen. Vor diesem Hintergrund kann dem Kläger, der nach seiner glaubhaften Schilde-

rung gegenüber dem Senat zuvor nicht verkehrsauffällig war, unter den Konsequenzen leidet 

und die Hilfebedürftigkeit durch die Ausübung sog 1-Euro-Jobs verringert hat, ein Schuldvor-

wurf, er hätte die drohenden Konsequenzen mit dem Verlust des Arbeitsplatzes und der Hilfe-

bedürftigkeit erkennen müssen, nicht gemacht werden.  

 

Die Kostenentscheidung folgt aus § 193 SGG; Gründe, die Revision zuzulassen (§ 160 Abs 2 

SGG), sind nicht gegeben. Der Senat folgt der Rechtsprechung des BSG, die er auf den hier 

zu entscheidenden Sachverhalt angewendet hat. 
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Rechtsmittelbelehrung und Erläuterungen zur Prozesskostenhilfe 
 

I. Rechtsmittelbelehrung 
 
Diese Entscheidung kann nur dann mit der Revision angefochten werden, wenn sie nachträglich vom 
Bundessozialgericht zugelassen wird. Zu diesem Zweck kann die Nichtzulassung der Revision durch das 
Landessozialgericht mit der Beschwerde angefochten werden. Die Beschwerde ist von einem bei dem 
Bundessozialgericht zugelassenen Prozessbevollmächtigten innerhalb eines Monats nach Zustellung 
der Entscheidung schriftlich oder in elektronischer Form beim Bundessozialgericht einzulegen. Sie muss 
bis zum Ablauf der Monatsfrist beim Bundessozialgericht eingegangen sein und die angefochtene Ent-
scheidung bezeichnen. Die Beschwerde in schriftlicher Form ist zu richten an das Bundessozialgericht, 
Graf-Bernadotte-Platz 5, 34119 Kassel bzw. das Bundessozialgericht, 34114 Kassel (nur Brief und Post-
karte).  
 
Die elektronische Form wird durch Übermittlung eines elektronischen Dokuments gewahrt, das für die 
Bearbeitung durch das Gericht geeignet ist und  
 

- von der verantwortenden Person qualifiziert elektronisch signiert ist oder  

- von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg gem. § 65a 

Abs. 4 Sozialgerichtsgesetz (SGG) eingereicht wird.  

 
Weitere Voraussetzungen, insbesondere zu den zugelassenen Dateiformaten und zur qualifizierten elekt-
ronischen Signatur, ergeben sich aus der Verordnung über die technischen Rahmenbedingungen des 
elektronischen Rechtsverkehrs und über das besondere elektronische Behördenpostfach (Elektroni-
scher-Rechtsverkehr-Verordnung - ERVV) in der jeweils gültigen Fassung. Informationen hierzu können 
über das Internetportal des Bundessozialgerichts (www.bsg.bund.de) abgerufen werden.  
 
Als Prozessbevollmächtigte sind nur zugelassen 
 

1. Rechtsanwälte, 

2. Rechtslehrer an einer staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschule eines Mitgliedstaates 

der Europäischen Union, eines anderen Vertragsstaates des Abkommens über den Europäi-

schen Wirtschaftsraum oder der Schweiz, die die Befähigung zum Richteramt besitzen, 

3. selbstständige Vereinigungen von Arbeitnehmern mit sozial- oder berufspolitischer Zweckset-

zung für ihre Mitglieder, 

4. berufsständische Vereinigungen der Landwirtschaft für ihre Mitglieder, 

5. Gewerkschaften und Vereinigungen von Arbeitgebern sowie Zusammenschlüsse solcher Ver-

bände für ihre Mitglieder oder für andere Verbände oder Zusammenschlüsse mit vergleichbarer 

Ausrichtung und deren Mitglieder, 

6. Vereinigungen, deren satzungsgemäße Aufgaben die gemeinschaftliche Interessenvertretung, 

die Beratung und Vertretung der Leistungsempfänger nach dem sozialen Entschädigungsrecht 

oder der behinderten Menschen wesentlich umfassen und die unter Berücksichtigung von Art 

und Umfang ihrer Tätigkeit sowie ihres Mitgliederkreises die Gewähr für eine sachkundige Pro-

zessvertretung bieten, für ihre Mitglieder, 

7. juristische Personen, deren Anteile sämtlich im wirtschaftlichen Eigentum einer der in den Nrn. 

3 bis 6 bezeichneten Organisationen stehen, wenn die juristische Person ausschließlich die 

Rechtsberatung und Prozessvertretung dieser Organisation und ihrer Mitglieder oder anderer 

Verbände oder Zusammenschlüsse mit vergleichbarer Ausrichtung und deren Mitglieder ent-

sprechend deren Satzung durchführt, und wenn die Organisation für die Tätigkeit der Bevoll-

mächtigten haftet. 

 
Die Organisationen zu den Nrn. 3 bis 7 müssen durch Personen mit Befähigung zum Richteramt handeln. 
Behörden und juristische Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihnen zur Erfüllung 
ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse sowie private Pflegeversicherungsunterneh-
men können sich durch eigene Beschäftigte mit Befähigung zum Richteramt oder durch Beschäftigte mit 
Befähigung zum Richteramt anderer Behörden oder juristischer Personen des öffentlichen Rechts ein-
schließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse ver-
treten lassen. Ein Beteiligter, der nach Maßgabe der Nrn. 1 bis 7 zur Vertretung berechtigt ist, kann sich 
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selbst vertreten. Die Beschwerde ist innerhalb von zwei Monaten nach Zustellung der Entscheidung von 
einem zugelassenen Prozessbevollmächtigten schriftlich oder in elektronischer Form zu begründen. 
 
In der Begründung muss dargelegt werden, dass 
 

- die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat oder 

- die Entscheidung von einer zu bezeichnenden Entscheidung des Bundessozialgerichts, des 

Gemeinsamen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes oder des Bundesverfassungsge-

richts abweicht und auf dieser Abweichung beruht oder 

- ein zu bezeichnender Verfahrensmangel vorliegt, auf dem die angefochtene Entscheidung be-

ruhen kann. 

 
Als Verfahrensmangel kann eine Verletzung der §§ 109 und 128 Abs. 1 Satz 1 des Sozialgerichtsgeset-
zes (SGG) nicht und eine Verletzung des § 103 SGG nur gerügt werden, soweit das Landessozialgericht 
einem Beweisantrag ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist.  
 
 

Schulte                      Janz                       Klein 
 
 
 
 
 
 
 

II. Erläuterungen zur Prozesskostenhilfe 
 
Für das Beschwerdeverfahren gegen die Nichtzulassung der Revision kann ein Beteiligter Prozesskos-
tenhilfe zum Zwecke der Beiordnung eines Rechtsanwalts beantragen. Der Antrag kann von dem Betei-
ligten persönlich gestellt werden; er ist beim Bundessozialgericht schriftlich oder in elektronischer Form 
einzureichen oder mündlich vor dessen Geschäftsstelle zu Protokoll zu erklären. Dem Antrag sind eine 
Erklärung des Beteiligten über seine persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse (Familienverhält-
nisse, Beruf, Vermögen, Einkommen und Lasten) sowie entsprechende Belege beizufügen; hierzu ist 
der für die Abgabe der Erklärung vorgeschriebene Vordruck zu benutzen. Der Vordruck ist kosten-
frei bei allen Gerichten erhältlich. Er kann auch über das Internetportal des Bundessozialgerichts 
(www.bsg.bund.de) heruntergeladen und ausgedruckt werden. Im Rahmen des elektronischen Rechts-
verkehrs ist der Vordruck in Papierform auszufüllen, zu unterzeichnen, einzuscannen, qualifiziert zu sig-
nieren und dann in das elektronische Gerichtspostfach des Bundessozialgerichts zu übermitteln. Falls 
die Beschwerde nicht schon durch einen zugelassenen Prozessbevollmächtigten eingelegt ist, müssen 
der Antrag auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe und die Erklärung über die persönlichen und wirt-
schaftlichen Verhältnisse nebst den Belegen innerhalb der Frist für die Einlegung der Beschwerde beim 
Bundessozialgericht eingegangen sein. Ist dem Beteiligten Prozesskostenhilfe bewilligt worden und 
macht er von seinem Recht, einen Rechtsanwalt zu wählen, keinen Gebrauch, wird auf seinen Antrag 
der beizuordnende Rechtsanwalt vom Bundessozialgericht ausgewählt. 
 
 

III. Ergänzende Hinweise 
 
Der Beschwerdeschrift und allen folgenden Schriftsätzen sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten 
beigefügt werden. Das Bundessozialgericht bittet darüber hinaus um zwei weitere Abschriften. Dies gilt 
nicht im Rahmen des elektronischen Rechtsverkehrs.  
 
 
 
 


